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Umweltschutz braucht Planung  
Wie das Planungsrecht Klima, biologische Vielfalt und 
Freiflächen besser schützen kann 
Dürfen Investoren neue Einkaufzentren auf die grüne Wiese setzen? Wo dürfen sie 
Windenergieanlagen für den Klimaschutz errichten? Und wann hat der Naturschutz 
Vorrang? Die Behörden in Ländern, Städten und Gemeinden entscheiden dies auch mit 
Hilfe des Planungsrechts. Planungsinstrumente - wie das Baugesetzbuch - zielen auf den 
Schutz des Klimas, die biologische Vielfalt und freie Flächen – Behörden müssen die 
Planungsinstrumente  in diese Richtung konsequent nutzen. „Umweltschutz beginnt vor 
Ort – schon bei der Bauleitplanung tragen die Gemeinden Verantwortung, das globale 
Klima zu schützen“, sagte der Präsident des Umweltbundesamtes (UBA), Prof. Dr. 
Andreas Troge, in Berlin auf einem Symposium, veranstaltet von der Akademie für 
Natur- und Umweltschutz Baden-Württemberg und dem UBA. „Gemeinden sollten die 
vorhandenen rechtlichen Möglichkeiten nutzen und so helfen, globale Probleme lokal 
anzugehen. Alle Planer sind angesprochen, mehr für den Umweltschutz zu tun“, 
appellierte Troge. Gemeinden könnten beispielsweise bei der Strom- und 
Wärmeerzeugung auf effiziente Kraft-Wärme-Kopplung setzen und ihre Wohngebiete an 
Nah- und Fernwärmenetze anschließen und so aktiven Klimaschutz betreiben. 

Intelligent angewandtes und geschärftes Planungsrecht kann auch den Flächenverbrauch für 
Siedlungen und Verkehr eindämmen. Die Fachleute diskutieren vor allem die Stärkung der 
Innenstädte mit Hilfe der Entwicklung im Bestand als Alternative zur Ausweisung immer neuer 
Siedlungs- und Gewerbeflächen im Grünen. Vermehrte interkommunale Zusammenarbeit steht 
ebenfalls weit oben auf der Wunschliste vieler Teilnehmerinnen und Teilnehmer. Nur so lasse 
sich das ambitionierte Ziel der Bundesregierung aus der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie 
erreichen, die derzeitige zusätzliche Flächennutzung für Siedlung und Verkehr im Umfang von 
derzeit 113 auf 30 Hektar pro Tag im Jahr 2020 zu reduzieren.  

Kurz vor der 9. Vertragsstaatenkonferenz der UN-Konvention über die biologische Vielfalt im 
Mai 2008 in Bonn setzte das Symposium Akzente, um den Verlust an biologischer Vielfalt zu 
stoppen. Auch hier kann Planungsrecht wesentlich helfen: beispielsweise über einen stärkeren 
Schutz wandernder großer und mittelgroßer Tiere bei der Planung der Bundesfernstraßen im 
Rahmen eines „Bundeswildwegeplans“. Zudem kann eine verbesserte Anwendung der 
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naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung helfen: Eine effektive Anwendung der 
Eingriffsregelung trägt wesentlich zu einer Erhaltung oder Verbesserung der Artenvielfalt vor 
Ort bei. 

Die über hundert versammelten Fachleute aus Politik, Wissenschaft, Wirtschaft, Verwaltung und 
Verbänden tauschten sich sowohl über die verbesserte Anwendung der geltenden 
Planungsregeln als auch über erforderliche Änderungen im Planungsrecht aus. Vorschläge und 
Forderungen richteten sich dabei vor allem an Planer vor Ort – sie sollten etwa 
Brachflächenkataster erstellen, um Innenentwicklungspotenziale zu erkennen. Gefragt ist auch 
der Gesetzgeber: Er sollte die Vorschriften in Bund und Ländern noch mehr als heute auf 
Umweltaspekte ausrichten. 

Eine Pflicht zur Erhebung der Brachflächenpotentiale könnte ebenso zielführend sein wie auch 
eine an der Bodenschutzklausel orientierte „Klimaschutzklausel“. 

 

Die Vorträge des Symposiums „Was kann das Planungsrecht für die Umwelt tun?“ 
erscheinen demnächst als Buch. Die UBA-Studie „Umweltschutz im Planungsrecht“ 
steht unter http://www.umweltdaten.de/publikationen/fpdf-l/3443.pdf zum Download 
bereit. 
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